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09.11.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, sich gemeinsam mit Amtskollegen des Deutschen Städtetages 
auf Landes- und Bundesebene für Friedensverhandlungen zwischen Russland und der Ukraine 
einzusetzen.

gez. Fraktionsvorsitzender Chaled-Uwe Said

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

In vielen Städten und Gemeinden Brandenburgs und Deutschlands – so auch in Potsdam – machen 
sich die Bürger große Sorgen um das friedliche Zusammenleben in Europa und die Folgen des 
russischen Angriffskriegs auf die Ukraine - wie man an den fortgesetzten Montagsdemonstrationen 
sehen kann.
Die Bürger demonstrieren nicht nur hinsichtlich steigender Strom- und Heizkosten, der 
Preissteigerungen auf Grundnahrungsmittel oder wieder aufziehender  Freiheitseinschränkungen 
aufgrund neuer Corona-Auflagen. 
Sie sorgen sich angesichts des Kriegs in der Ukraine, um die fortgesetzte Kriegstreiberei auch 
deutscher Politiker und sind um den Frieden in Europa ernsthaft besorgt, zumal vielen Potsdamern 
Tod und Leid des 2. Weltkrieges noch sehr bewusst sind. 

Eine ganze Reihe von Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens spricht sich mittlerweile für 
Friedensverhandlungen aus. 
Auch von Potsdam kann ein wichtiges Signal für eine friedliche Lösung des Ukraine-Krieges 
ausgehen, zumal hier die bedeutendste Nachkriegskonferenz der jüngeren deutschen Geschichte 
stattfand. Zudem sind dem Oberbürgermeister Initiativen oder Petitionen, die die Bundespolitik 
betreffen, nicht fremd.
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung

Datum/Unterschrift 
Oberbürgermeister / Geschäftsbereichsleitende/r 50
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Der Deutsche Städtetag vertritt grundsätzlich die Interessen aller kreisfreien und der meisten kreisangehörigen Städte. Oberbürgermeister Mike Schubert bist Mitglied im Präsidium des Deutschen Städtetages. Hier werden politische Beschlüsse in unterschiedlichen Bereichen verabschiedet und gemeinsame Positionen beschlossen. Davon erfasst ist auch der Bereich auswärtiger Angelegenheiten. 
Zu dem Angriff Russlands gegen die Ukraine hat sich der Deutsche Städtetag früh positioniert, und seine Unterstützung für die Anstrengungen der Bundesregierung sowie der Europäischen Union ausgesprochen, einen militärischen Konflikt mit allen diplomatischen Mitteln verhindern zu wollen. 
Deutsche Städte haben sich dementsprechend in Städtekooperationen und -partnerschaften für die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung in der Ukraine engagiert. Zugleich haben sich deutsche Städte auch für die Aufrechterhaltung und Vertiefung des Dialogs mit russischen Städten eingesetzt. 
Nach dem Ausbruch des Krieges, hat der Deutschen Städtetag darauf hingewiesen, den Dialog deutscher Städte mit der kommunalen Ebene stärken zu wollen. Vor Kriegsbeginn gab es beispielsweise 73 Städte-Partnerschaften oder -Freundschaften deutscher und ukrainischer Städte. Inzwischen sind 34 Städte neu dazugekommen. Dies sind Instrumente kommunaler Diplomatie.
Lebendige Städtepartnerschaften und internationale Kooperationen spielten somit aus Sicht des Deutschen Städtetag sowohl vor als auch nach dem Kriegsbeginn eine entscheidende Rolle. Es wird auch weiterhin dazu aufgerufen, vorhandene Kooperationen zu stärken und den Dialog zu intensivieren. In diesem Sinne wurde auch der Besuch des Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier in der Ukraine vom Deutschen Städtetag begrüßt - ein Signal für anhaltende Hilfsbereitschaft.
Zusammen mit seinen Amtskolleginnen und -kollegen im Deutschen Städtetag, unterstützt Oberbürgermeister Mike Schubert somit bereits konsequent im Rahmen der Ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten den Friedensprozess zwischen Russland und Ukraine.
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